
 
 
 
Pressemitteilung 
 
Caritasverband der Erzdiözese München 
und Freising e.V. 

Pressestelle                      
Leitung:               Adelheid Utters-Adam Telefon: (089) 55 169 228                  Hirtenstr. 4  
Referentinnen:    Marion Müller-Ranetsberger        Telefax: (089) 55 169 577                  80335 München  
                            Manuela Dornis                  pressestelle@caritasmuenchen.de    www.caritas-nah-am-nächsten.de 
 Valentina-Anna Rätz 
 

 
 
Caritas kritisiert das bayerische Integrationsgeset z 
Lindenberger: Wir brauchen ein freundliches Klima f ür Integration 
 
München, 9. Dezember 2016.         Der Vorstand des Diözesan-Caritasverbands der 
Erzdiözese München und Freising hat seine Kritik am bayerischen Integrationsgesetz 
bekräftigt. Gleichzeitig bedauert der Vorstand, dass die Vorschläge und Anregungen des 
Verbands nicht in das am 9. Dezember vom Landtag verabschiedete Gesetz eingeflossen 
seien. „Das Integrationsgesetz setzt aus unserer Sicht die falschen Akzente“, sagt 
Caritasdirektor Prälat Hans Lindenberger. Es fordere in erster Linie die Integration der 
Migranten, schließe aber eine Förderung nahezu aus. „Es hat einen Zwangscharakter und 
vermittelt den Eindruck, dass man von integrationsunwilligem Klientel ausgehe.“ Das Gesetz 
arbeite mit Pflichten, Sanktionen und fordere die Orientierung an der so genannten Leitkultur. 
Für eine gelingende Integration biete das Gesetz aber zu wenig Unterstützung.  
 
„Wir erleben in Bezug auf Zuwanderer und Flüchtlinge eine Verrohung der Sprache und 
einen Anstieg der Gewaltbereitschaft“, so Lindenberger. „Ich befürchte, dass dieses 
bayerische Integrationsgesetz die Hemmschwelle dafür nicht anhebt, sondern weiter senkt.“ 
Die Gesellschaft brauche ein freundliches Klima für Integration, Hassworte und Übergriffe 
dürften niemals geduldet werden. Viele Tausend Ehrenamtliche hätten sich in den letzten 
Jahren für die Integration von Flüchtlingen engagiert und Großartiges geleistet, kämen in 
dem Gesetz aber gar nicht vor. Auch der Bereich Bildung und Erziehung sei unzureichend 
berücksichtigt. Besserer Zugang zu Sprachkursen unabhängig vom Aufenthaltsstatus und 
eine stärkere Förderung und Bildung der Kinder in Kindertageseinrichtungen seien dringend 
erforderlich. (ua) 


